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Betr,; Anfrage Nr. 168 der Fraktion der SPD 
- Nr. 2002 der Drucksachen - 

4. Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister der Justiz beantworte ich die Anfrage 
Nr. 168 der Fraktion der SPD - Nr. 2002 der 
Drucksachen - wie folgt: 

Die Aufhebung der 4. Verordnung zur Aus- 
führung des Gesetzes zur Verhütung erbkran- 
ken Nadiwuchses vom 18. Juli 1935 (RGBl. I 
S. 1035) durch den Bund würde voraus- 
setzen, daß die genannte Verordnung als 
fortgeltendes Bundesredit anzusehen ist. Dies 
ist nach Artikel 124 und 125 GG nur der 
Fall, wenn es sich um einen Gegenstand 
der ausschließlichen oder der konkurrierenden 
Gesetzgebung handelt. 

Eine Prüfung des der Verordnung zugrunde- 
liegenden Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 529) 
ergibt, daß der in diesem Gesetz behandelte 
Gegenstand weder zur ausschließlichen noch 
zur konkurrierenden Gesetzgebung im Sinne 
der Artikel 73 und 74 GG gehört. Der § 14 
des genannten Gesetzes, der die freiwillige 


Unfruchtbarmachung, Schwangerschaftsunter- 
brechung und Entmannung behandelt, hat 
nur eine lose Beziehung zu dem § 218 des 
Strafgesetzbuches. Das gleiche gilt von dem 
hier besonders in Rede stehenden Artikel 12 
der 4. Ausführungsverordnung. Diese Be- 
stimmungen sind nicht als „strafrechtlidie'’ 
im Sinne des Artikels 74 Nr. 1 GG anzusehen. 

Die in Artikel 12 vorgeschriebenen Mel- 
dungen sollen den Amtsärzten einen Über- 
blick über die Zahl der in ihrem AmtsbereicJi 
vorgekoinmenen Fälle an Schwangerschafts- 
unterbrechungen, Fehl- und Frühgeburten 
ermöglichen. Sie dienen also Zwecken der 
Gesundheitsverwaltung, so daß auch Artikel 7.3 
Nr. 1 1 GG (Statistik zu Bundeszwecken) aus- 
scheidet. 

Es ist daher verfassungsrechtlich nicht mög- 
lich, vom Bunde aus durch Verordnung oder 
Gesetz die 4. Verordnung aufzuheben. Dies 
kann nur durch die Landesgesetzgebung ge- 
schehen. 

Dr. Dr, Lehr 
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